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ENTWURF EINES GESETZES ZUR ABMILDE-
RUNG DER FOLGEN DER COVID-19-PAN-
DEMIE IM VERANSTALTUNGSVERTRAGS-
RECHT

Aufgrund der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus und der 
damit verbundenen Veranstaltungsverbote wurde ein Groß-
teil der geplanten Musik-, Kultur-, Sport- und sonstigen Frei-
zeitveranstaltungen abgesagt. Freizeiteinrichtungen bleiben 
geschlossen. In diesem Zusammenhang diskutieren wir ein 
Gesetz zur Abmilderung der Folgen in erster Lesung. Um Li-
quiditätsengpässen vorzubeugen, erhalten die Veranstalter 
das Recht, den Inhabern der Eintrittskarten statt der Erstat-
tung des Eintrittspreises einen Gutschein zu übergeben. Der 
Gutschein kann dann entweder für eine Nachholveranstal-
tung oder eine alternative Veranstaltung eingelöst werden. 
Gleiches gilt bei der Schließung von Freizeiteinrichtung auf-
grund der COVID-19-Pandemie. Der Inhaber des Gutscheins 
kann jedoch die Auszahlung des Gutscheinwertes verlangen, 
wenn ihm die Annahme des Gutscheins aufgrund seiner per-
sönlichen Lebensverhältnisse unzumutbar ist oder wenn der 
Gutschein nicht bis zum 31. Dezember 2021 eingelöst wird.

wieder haben wir eine Sitzungswoche im Corona-Ausnahme-
zustand absolviert. Der Shutdown hält weiterhin an und ich 
mache mir so meine Gedanken, wann und wie wir aus den 
Beschränkungen irgendwann wieder herauskommen wollen. 
Auch wir Abgeordneten im Deutschen Bundestag werden un-
sere parlamentarischen Abläufe erst in dem Maße normalisie-
ren können, in dem auch die Gesellschaft insgesamt wieder in 
den Normalbetrieb kommt. 

Ich sehe unser aller Gesundheit und den Schutz vor allem de-
rer, dir zur Risikogruppe zählen, natürlich als unmittelbar wich-
tig an. Ich sage aber auch, dass wir alles daran setzen müssen, 
schnellstmöglich wieder in den Normalzustand zurückzukeh-
ren. Andernfalls wird der wirtschaftliche Schaden, der mit je-
dem Tag des Shutdowns weiter anwächst, kaum noch einzufan-
gen sein. Deshalb habe ich in den letzten Wochen auch immer 
wieder unseren Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier an-
gesprochen, unter anderem, um weitere Hilfen, vor allem für 
unsere von der Krise derzeit am meisten betroffenen Gastro-
nomen, Hoteliers und Veranstalter, anzuregen. Ich fürchte, wir 
werden sonst eine Masseninsolvenz in riesigem Ausmaß be-
kommen, mit der auch die Lebensqualität in unseren Städten 
und Dörfern sinken wird. 

Auch der Blick auf Europa  gibt derzeit Anlass zur Sorge und 
zur Krisenbewältigung. So konnten im europäischen Haushalt 
kurzfristig Hilfen in Milliardenhöhe mobilisiert werden. Es gibt 
Vorschläge, die Europäische Investitionsbank mit einem neu-
en Garantiefonds für kleine und mittlere Unternehmen aus-
zustatten. Zusätzlich könnte ein neues europäisches Kurzar-

beitergeldprogramm Arbeitsplätze in ganz Europa schützen. 
Schließlich stünde auch der Europäische Stabilitätsmechanis-
mus mit vorsorglichen Kreditlinien zur Finanzierung zielgenau-
er nationaler Maßnahmen in besonders betroffenen Mitglied-
staaten bereit. Alle Vorschläge stehen für starke europäische 
Handlungsfähigkeit. Deutschland ist bereit, die notwendigen 
Grundlagen für eine schnelle wirtschaftliche Erholung Europas 
zu legen – aber immer im Rahmen der geltenden europäischen 
Verträge. 

Schlussendlich hoffe ich, dass wir langsam aber sicher auf dem 
Weg zurück in die Normalität sind. Es hat mir nicht gefallen, 
dass wir Parlamentarier von der Regierung in den vergange-
nen Wochen überwiegend durch die Medien informiert statt 
einbezogen worden sind. Wir mussten in dieser nie dagewe-
senen Ausnahmesituation schnell und pragmatisch handeln, 
das steht außer Frage. Demzufolge stand die Exekutive im 
Entscheidungsprozess und auch in der medialen Berichter-
stattung sehr stark im Vordergrund. Das ist aber kein Dauerzu-
stand. Der Deutsche Bundestag kontrolliert die Exekutive und 
diese Kontrolle nehmen wir auch in historischen Krisenzeiten 
sehr ernst. Gemeinsam mit einer Reihe anderer Abgeordneter 
habe ich diesen Grundsatz in dieser Sitzungswoche noch ein-
mal sehr deutlich gemacht. 

Herzliche Grüße
Ihr/Euer

24.04.2020

BÜRO BERLIN 
Platz der Republik 1  I  11011 Berlin   I   Tel.: 030 - 22 77 13 24 
andreas.mattfeldt@bundestag.de  I  www.andreas-mattfeldt.de

THEMEN DER WOCHE

Liebe Freunde,
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BETEILIGUNG BEWAFFNETER DEUTSCHER 
STREITKRÄFTE AN DER DURCH DIE EU GE-
FÜHRTEN MILITÄRISCHEN KRISENBEWÄL-
TIGUNGSOPERATION IM MITTELMEER 
EUNAVFOR MED IRINI

Die seit dem 1. April laufende EU-Mission „EUNAVFOR MED 
IRINI“ ersetzt die EU-Mission „Operation Sophia“, die zum 
31. März 2020 ausgelaufen war. Damit übernimmt die EU 
die Verantwortung zur Durchsetzung und Überwachung des 
VN-Waffenembargos gegen Libyen, die sie bei der Berliner Li-
byen-Konferenz im Januar zugesagt hat. Neben der Überwa-
chung des Waffenembargos soll die Mission dem Ölschmuggel 
aus Libyen entgegenwirken, Schleusernetzwerke aufdecken 
und beobachten sowie weiterhin die libysche Küstenwache 
ausbilden, sowohl zur See als auch in EU-Mitgliedstaaten. Die 
Mandatsobergrenze sieht den Einsatz von bis zu 300 Soldaten 
vor. Die Laufzeit beträgt ein Jahr bis zum 30. April 2021.
 

Verden-Osterholz

ENTWURF EINES GESETZES ZUR AMTLI-
CHEN GEOLOGISCHEN LANDESAUFNAH-
ME SOWIE ZUR ÜBERMITTLUNG, SICHE-
RUNG, ÖFFENTLICHEN BEREITSTELLUNG 
UND ZURVERFÜGUNGSTELLUNG GEO-
LOGISCHER DATEN (GEOLOGIEDATENGE-
SETZ)

Mit dem Geologiedatengesetz, das wir in zweiter und dritter 
Lesung beschließen, soll das veraltete Lagerstättengesetz ab-
gelöst werden. Das Gesetz schafft die Voraussetzung für die 
geologische Landesaufnahme sowie für die Sicherung geologi-
scher Daten und vereinheitlicht bundesweit die Pflichten zur 
Übermittlung geologischer Daten. Darüber hinaus sind Re-
gelungen zur öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten 
enthalten. Geologische Daten werden für zahlreiche Aufgaben 
des Bundes und der Länder benötigt, z. B. für die Endlagersu-
che sowie die nachhaltige Rohstoffversorgung. Das Gesetz 
schafft deshalb auch die Rechtsgrundlage für die Veröffent-
lichung geologischer Daten im Rahmen der Standortauswahl 
für ein Endlager für hochradioaktiven Abfall, um die Auswah-
lentscheidung transparent und nachvollziehbar zu machen. 

ENTWURF EINES GESETZES ZUR UNTER-
STÜTZUNG VON WISSENSCHAFT UND 
STUDIERENDEN AUFGRUND DER CO-
VID-19-PANDEMIE (WISSENSCHAFTS- UND 
STUDIERENDENUNTERSTÜTZUNGSGE-
SETZ)

Mit diesem Gesetzespaket, das wir in erster Lesung beraten, 
sollen das Wissenschaftszeitvertragsgesetz flexibilisiert und 
weitere Verbesserungen beim BAföG eingeführt werden. Zum 
einen sollen die im Wissenschaftszeitvertragsgesetz festgeleg-
ten Höchstbefristungsgrenzen für das wissenschaftliche und 
künstlerische Personal, das sich in der Qualifizierungsphase 
befindet, vorübergehend um sechs Monate verlängert werden. 
Für den Fall, dass die COVID-19-Pandemie noch längere Zeit 
andauern sollte, soll das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung ermächtigt werden, mit einer Rechtsverordnung die 
Höchstbefristungsgrenze längstens um weitere sechs Monate 
zu verlängern. Zum anderen sollen BAföG-Leistungen während 
der Corona-Krise abweichend von der bisherigen Regelung un-
gekürzt weiter ausgezahlt werden, wenn BAföG-Empfänger in 
dieser Zeit in systemrelevanten Bereichen arbeiten. Dafür soll 
das zusätzlich erzielte Einkommen komplett von der Anrech-
nung freigestellt werden. Als systemrelevant gelten Branchen 
und Berufe, die für das öffentliche Leben, die Sicherheit und 
die Versorgung der Menschen unabdingbar sind. Hierzu zäh-
len neben dem Gesundheitswesen und der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft insbesondere auch die Ordnungs- und Sicher-
heitsbehörden. Beide Regelungen sollen rückwirkend ab dem 
1. März 2020 wirksam werden.

ENTWURF EINES ERSTEN GESETZES ZUR 
ÄNDERUNG DES AUSSENWIRTSCHAFTSGE-
SETZES UND ANDERER GESETZE

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf, den wir in ers-
ter Lesung diskutieren, soll das Außenwirtschaftsgesetz 
an die Vorgaben des neuen europarechtlichen Rahmens 
(EU-Screening-Verordnung) angepasst werden: Dort geht es 
um die in mitgliedsstaatlicher Verantwortung liegende In-
vestitionsprüfung. Darüber hinaus wird eine Regelungslücke 
geschlossen, um die Effektivität der Investitionsprüfung im 
Hinblick auf rechtliche oder faktische Vollzugshandlungen 
während des Prüfverfahrens abzusichern. Abflüsse von In-
formationen oder Technologie, die gravierende Folgen für 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit Deutschlands haben 
können, müssen auch während einer laufenden Erwerbsprü-
fung zuverlässig verhindert werden können. Die Rechtsfolge 
der schwebenden Unwirksamkeit des Vollzugsgeschäfts soll 
zusätzlich durch strafbewehrte Verbotstatbestände ergänzt 
werden, um auch faktische Vollzugshandlungen wirksam zu 
unterbinden. Hinzu kommen Änderungen, die sich aus den Er-
fahrungen der behördlichen Prüfpraxis der letzten Jahre ablei-
ten. Im Kern schützen wir damit deutsche Unternehmen bes-
ser vor unberechtigten Übernahmen.

ENTWURF EINES GESETZES ZUR ENTLAS-
TUNG BEI DEN HEIZKOSTEN IM WOHN-
GELD IM KONTEXT DER CO2-BEPREISUNG 
(WOHNGELD-CO2-BEPREISUNGSENTLAS-
TUNGSGESETZ)

Mit dem Gesetzentwurf, den wir in zweiter und dritter Lesung 
beschließen, soll eine nach der Haushaltsgröße gestaffelten 
CO2-Komponente im Wohngeld eingeführt werden. Damit 
wird eine Maßnahme des Klimaschutzprogramms 2030 um-
gesetzt. Mit dem Einstieg in die CO2-Bepreisung ab 2021 für 
den Sektor Wärme soll das Wohngeldvolumen um 10 Prozent 
erhöht werden, um Wohngeldempfänger gezielt bei den Heiz-
kosten zu entlasten. Damit treffen wir Vorsorge, um das Ent-
stehen sozialer Härten im Zusammenhang mit der CO2- Be-
preisung zu vermeiden.

ENTWURF EINES GESETZES FÜR MASSN�
NAHMEN IM ELTERNGELD AUS ANLASS 
DER COVID-19-PANDEMIE

Das zur ersten Lesung anstehende Gesetz soll zeitlich befristet 
helfen, die Situation von Eltern aufzufangen, welche die Vo-
raussetzungen für den Elterngeldbezug auf Grund der Coro-
na-Pandemie nicht mehr einhalten können. So sollen Eltern, 
die in systemrelevanten Branchen und Berufen arbeiten, ihre 
Elterngeldmonate aufschieben können. Eltern, die die Eltern-
geldvariante „Partnerschaftsbonus“ nutzen, sollen ihren An-
spruch nicht verlieren, wenn sie mehr oder weniger arbeiten 
als geplant. Schließlich sollen Zeiten mit verringertem Ein-
kommen z. B. aufgrund des Bezugs von Kurzarbeitergeld das 
Elterngeld bei künftigen Elterngeldbeziehern nicht reduzieren. 

ENTWURFS EINES ERSTEN GESETZES ZUR 
ÄNDERUNG DES WASSERHAUSHALTSGE-
SETZES

Wir beraten in erster Lesung die am 11. März 2020 durch das 
Kabinett beschlossene Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes. 
Die Novelle beinhaltet Regelungen zu Gewässerrandstreifen 
mit einer Hangneigung von 5 %. Auf diesen Flächen ist eine 
Begrünung im Bereich von 5 m gefordert. Damit soll ein Ab-
schwemmen von Nährstoffen vermindert werden. Die Rege-
lung ergänzt die Regelungen der Düngeverordnung, die bein-
halten, dass auf einen Gewässerrandstreifen von 30 m nur eine 
stark eingeschränkte Düngung erfolgen darf. Die Regelung im 
Wasserhaushaltsgesetz ist Teil des Düngekompromisses mit 
der EU-Kommission zur Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie. 
Der Bundesrat hat als einzige Änderung eine Klarstellung zur 
Berechnung der Hangneigung gefordert. Dem folgt die Bun-
desregierung mit ihrer Gegenäußerung. Die Regelung hat Ein-
kommensverluste für die Landwirtschaft zur Folge. Wir gehen 
jetzt in die erste Lesung und werden mit dem Koalitionspart-
ner im parlamentarischen Verfahren auslosten, wie die Aus-
wirkungen auf die Landwirtschaft kompensieren können.
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GESETZES ZUR FÖRDERUNG DER BERUF-
LICHEN WEITERBILDUNG IM STRUKTUR-
WANDEL UND ZUR WEITERENTWICKLUNG 
DER AUSBILDUNGSFÖRDERUNG

Das Gesetz eröffnet insbesondere die Möglichkeit, Betriebe 
und Beschäftigte im Strukturwandel hin zu einer emissions-
armen und digitalen Wirtschaft besser zu unterstützen. Das 
gilt speziell für die Automobilindustrie, aber auch für andere 
Bereiche des verarbeitenden Gewerbes, für den Handel und 
bei den finanziellen Dienstleistungen. Die arbeitsmarktpo-
litischen Instrumente zur Weiterbildung und Qualifizierung 
werden deshalb fortentwickelt und noch zielgenauer ausge-
richtet, um die Menschen rechtzeitig auf die sich wandelnde 
Arbeitswelt vorzubereiten. Daneben enthält das Gesetz unter 
anderem Regelungen, welche die Ausbildungsförderung wei-
terentwickeln. Weiter sind mit dem Gesetz zur Minderung 
der Folgen der Corona-Pandemie erforderliche Regelungen 
verbunden: So wird insbesondere die Hinzuverdienstgrenze 
während des Bezugs von Kurzarbeitergeld angehoben und er-
leichternde Bestimmungen im Betriebsverfassungsgesetz auf-
genommen, damit Betriebsräte auch per Video- oder Telefon-
konferenz tagen können.

ANPASSUNGSVERFAHRENSAUSSET-
ZUNGSGESETZ 2020

Wir bringen in erster Lesung einen Gesetzentwurf auf den 
Weg, um das Anpassungsverfahren für die Diäten in diesem 
Jahr auszusetzen. Die Diäten folgen seit 2014 der Entwick-
lung des sogenannten Nominallohnindex. Weil die Löhne und 
Gehälter der Menschen im vergangenen Jahr gestiegen sind, 
stünde zum 1. Juli 2020 auch eine Erhöhung der Diäten um 
denselben Prozentsatz an. 
Doch das Anpassungsverfahren für die Abgeordnetenentschä-
digung geht auf Zahlen zurück, die das Statistischen Bundes-
amtes hierfür jährlich bis zum 31. März übermittelt. In diesen 
Zahlen ist daher der wirtschaftliche Rückgang durch die Co-
rona-Krise nicht enthalten. Millionen Bürger erleben derzeit 
jedoch starke Einschnitte, Unsicherheiten, Kurzarbeit, Insol-
venzangst. Eine Anpassung der Diäten anhand von Daten, die 
das noch nicht berücksichtigen konnten, wäre ein falsches 
Zeichen. Das Verfahren insgesamt wird durch die jetzige Aus-
setzung nicht in Frage gestellt, der Nominallohnindex bildet 
außerhalb von Fällen höherer Gewalt die Verdienstentwick-
lung der Menschen, an denen sich die Diätenentwicklung laut 
Gesetz orientieren soll, zeitnah und exakt ab. In den Ausnah-
mefällen, in denen das Verfahren nicht zu vertretbaren Ergeb-
nissen kommt, steuern wir nach und setzen mit dem Gesetz-
entwurf den richtigen Kurs.

BERATUNG ZUR LAGE DER AUSLANDS-
HANDELSKAMMERN IN DER AKTUELLEN 
CORONA-KRISE

Am Donnerstag habe ich mich mit Dr. Martin Wansleben, 
Hauptgeschäftsführer beim Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK), und Benjamin Leipold, Leiter des Netzes 
unserer Auslandshandelskammern (AHKs), zusammengesetzt, 
um über die schwierige Lage in der aktuellen Corona-Krise zu 
beraten. Wir haben mit unseren AHKs ein weltweit aufgestell-
tes, gut funktionierendes Netz an Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen für unsere Unternehmen, das es unbedingt zu 
bewahren gilt. Wie auch in anderen Bereichen, die derzeit auf 
staatliche Unterstützungsprogramme angewiesen sind, wird 
man auch hier geschaffene Reserven aufbrauchen und Hilfe in 
Anspruch nehmen müssen. Deshalb setze ich mich als zustän-
diger Haushälter in den aktuellen Beratungen für ein schnelles 
und möglichst unkompliziertes Finanzierungskonzept ein, um 
die andauernde Krise gemeinsam zu bewältigen.

ÄNDERUNGSANTRAG ZU ANPASSUNGEN 
BEIM MEDIZINPRODUKTE-EU-ANPAS-
SUNGSGESETZ

Angehängt wird ein Änderungsantrag zu Anpassungen beim 
Medizinprodukte-EU-Anpassungsgesetz: Der COVID-19-Aus-
bruch hat gravierende Folgen für verschiedene Bereiche des 
Gesundheitswesens, die unter die Verordnung (EU) 2017/745 
fallen: Daher dürften insbesondere Mitgliedstaaten, Gesund-
heitseinrichtungen und Wirtschaftsakteure nicht in der Lage 
sein, diese EU-Verordnung ab dem 26. Mai 2020 ordnungsge-
mäß durchzuführen. Daher wird die Anwendung bestimmter 
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2017/745 um ein Jahr 
verschoben.

Aufgrund aktueller Abstandsregelungen und Sicherheitsvor-
kehrungen entstammt das Foto von Martin Wansleben und 
mir diesmal dem Archiv. 


